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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Artikel 35 und 48 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 über 
das gemeinschaftliche Versandverfahren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Septem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Hegei, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 82t, Goethestraße 54 Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Artikel 35 und 48 der Verordnung (EWG) 
Nr. 542/69 über das gemeinschaftliche Versand verfahren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des Rates vom 
18. März 1969 ] ) über das gemeinschaftliche Ver- 
sandverfahren sieht in Artikel 27 vor, daß der 
Hauptverpflichtete eine Sicherheit zu leisten hat, die 
im allgemeinen in einer selbstschuldnerischen Bürg- 
schaft einer natürlichen oder juristischen dritten 
Person besteht. 

Die vorgenannte Verordnung sieht in Artikel 35 
vor, daß der Sicherungsgeber von seinen Verpflich- 
tungen befreit wird, wenn der Versandschein bei 
der Abgangszollstelle erledigt worden ist. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit muß auch den 
Personen, die eine Bürgschaft übernommen haben, 
die Gewißheit gegeben werden, daß sie von ihren 
Verpflichtungen nach Ablauf einer bestimmten Frist, 
die zweckmäßigerweise auf neun Monate festgesetzt 
wird, befreit sind. Bei Nichtunterrichtung durch die 
Abgangszollstelle können sie den ordnungsmäßigen 
Ablauf des betreffenden Versandverfahrens unter- 
stellen. 

Um sicherzustellen, daß die Bestimmungen des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft über den freien Warenverkehr 
im Postverkehr nur auf Waren angewendet werden, 
die die Voraussetzungen der Artikel 9 und 10 dieses 


Vertrages erfüllen, wird vorgesehen, daß bei einem 
Versand von Waren, die nicht diese Voraussetzun- 
gen erfüllen, der durch Artikel 48 eingeführte gelbe 
Klebezettel sowohl auf den Umschließungen wie auf 
den Begleitpapieren angebracht wird - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 35 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des 
Rates wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Der Sicherungsgeber wird auch nach Ablauf einer 
Frist von 9 Monaten, vom Zeitpunkt der Registrie- 
rung des Versandpapiers T 1 an gerechnet, von seinen 
Verpflichtungen befreit, wenn er von der Abgangs- 
zollstelle nicht über die Nichterledigung des Ver- 
sandscheines TI unterrichtet worden ist." 

Artikel 2 

Artikel 48 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 des 
Rates wird wie folgt geändert: 

Die Worte „die Umschließungen oder die Begleit- 
papiere" bzw. „den Umschließungen oder Begleit- 
papieren" werden in Absatz 2 ersetzt durch: „die 
Umschließungen und die Begleitpapiere" bzw. „den 
Umschließungen und Begleitpapieren". 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 24. November 1969 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Es hat sich als notwendig erwiesen, in der Verord- 
nung (EWG) Nr. 542/69 über das gemeinschaftliche 
Versandverfahren einige Änderungen vorzunehmen: 

Befreiung des Sicherungsgebers 

Die von dem Hauptverpflichteten im Rahmen des 
gemeinschaftlichen Versandverfahrens zu leistende 
Sicherheit besteht im allgemeinen in einer selbst- 
schuldnerischen Bürgschaft einer natürlichen oder 
juristischen dritten Person. Aufgrund von Artikel 35 
in Verbindung mit Artikel 39 Absatz 2 der vor- 
erwähnten Verordnung ist der Sicherungsgeber von 
seinen Verpflichtungen für ein bestimmtes gemein- 
schaftliches Versandverfahren befreit, wenn der 
Versandschein TI oder T2 bei der AbgangszolT 
stelle erledigt worden ist. 

Für ein gutes Funktionieren des Systems der Sicher- 
heitsleistung und um die Kosten für die Sicherheiten 
auf einem zumutbaren Niveau zu halten, hat es sich 
als notwendig erwiesen, bestimmte Maßnahmen zur 
Unterrichtung der Sicherungsgeber über den Ab- 
lauf des gemeinschaftlichen Versandverfahrens, auf 
das sich ihre Verpflichtung bezieht, zu treffen. Diese 
Maßnahmen wurden in der Verordnung (EWG) 
Nr. 2312 der Kommission vom 19. November 1969 
getroffen. Artikel 2 dieser Verordnung sieht vor, 
daß die Abgangszollstelle den Sicherungsgeber 
jedesmal innerhalb einer Frist von neun Monaten 
vom Zeitpunkt der Ausstellung des Versandpapiers 
an gerechnet unterrichtet, wenn das betreffende 
gemeinschaftliche Versandpapier nicht erledigt 
worden ist. 

Diese Bestimmung, die unbestreitbar im wohlver- 
standenen Interesse des Sicherungsgebers liegt, 


bietet keine Lösung für die möglichen Fälle, in 
; denen die Abgangszollstelle den Sicherungsgeber 
! nicht rechtzeitig unterrichtet hat. Diese Lücke beein- 
j flußt jedoch in keiner Weise die Verantwortlichkeit 
| des Sicherungsgebers, die Bestimmungen des Ar- 
tikels 35 bleiben deshalb unverändert. 

Um diesem Mißstand abzuhelfen, schlägt die Kom- 
mission vor, den Artikel 35 durch Anfügung eines 
Unterabsatzes zu ergänzen, nach dem der Siche- 
rungsgeber auch nach Ablauf der vorgenannten 
Frist von neun Monaten befreit wird, wenn er von 
der Abgangszollstelle nicht über die Nichterledigung 
des Versandpapiers unterrichtet worden ist. 

Eine gleiche Bestimmung findet sich in verschiede- 
nen Zollabkommen, so z. B. im TIR-Abkommen. 


Postsendungen 

Artikel 48 Absatz 2 sieht die Verwendung eines 
gelben Aufklebezettels vor, wenn die Sendungen, 
die bei einem in der Gemeinschaft gelegenen Post- 
amt abgesandt werden und Waren enthalten, die 
nicht, die Voraussetzungen der Artikel 9 und 10 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft erfüllen. Nach dem Wortlaut 
dieses Artikels ist der Klebezettel auf den Um- 
schließungen oder Begleitpapieren anzubringen. 
Aus Gründen, die sich aus der unterschiedlichen 
Organisation der Zollabfertigung in verschiedenen 
Mitgliedstaaten ergeben, hat es sich als notwendig 
erwiesen, daß der Klebezettel sowohl auf der Um- 
schließung als auch auf dem Begleitpapier ange- 
bracht wird. 
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